
Die öffentliche Meinung
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Es wirkte wie das Ende einer Ära für Europa. Als Helmut Kohl am 1. Juli 2017 mit dem
ersten Europäischen Trauerakt im Europaparlament in Straßburg gewürdigt wurde, schien
es, als würde nicht nur ein großer Staatsmann, sondern auch ein Stück des europäischen
Geistes  zu  Grabe  getragen  werden,  der  die  Einigung  des  Kontinents  über  Jahrzehnte
hinweg ermöglicht, sich aber in den vergangenen Jahren verflüchtigt hatte. Schon unmit-
telbar nach Kohls Tod hatte der französische Staatspräsident Emmanuel Macron geschrie-
ben, Kohl sei ein Mann gewesen,

„der wusste, dass sich Realpolitik nur auszahlt, wenn sie höhere Ideen anstrebt: Eintracht, Freiheit, Soli-
darität. Wenn wir uns schwergetan haben, seinem Erbe gerecht zu werden, dann nicht, weil es uns an
Pragmatismus fehlte. Der Grund ist ein anderer: Es fehlte uns an Idealismus. Es ist uns nicht gelungen,
den Völkern Europas den Glauben an die Zukunft wiederzugeben. Es ist uns nicht gelungen, die Flamme
des Europäischen Ideals am Leben zu erhalten; seine Bedeutung ging in den Windungen der Technokratie
verloren.“1

Er beschrieb damit ein Problem, das schon Jahre vor der Staatsschuldenkrise und dem
Beschluss Großbritanniens, die Europäische Union zu verlassen, erkennbar war. Es fehlte
auch nicht an Warnungen, dass die Vernachlässigung der historisch-politischen Wurzeln
der europäischen Einigung und die allzu starke Konzentration auf ökonomische Fragen
dem Einigungsprozess seine eigentliche Triebfeder, gleichsam die Seele raubte. So sagte
beispielsweise der  frühere österreichische Bundeskanzler  Wolfgang Schüssel  bereits  im
Jahr 2006 in einem Interview mit der Frankfurter Allgemeinen Zeitung:

„Europa muss jedes Mal neu begründet werden. Die Leute sind süchtig nach einer anderen Form der Ver -
mittlung Europas. Sie wollen nicht mit Methodendiskussionen und Verfahrensstreitigkeiten gelangweilt
werden, sondern sie wollen die Kernbotschaft Europas vermittelt bekommen. Das ist vor allem und nach
wie vor die Friedensbotschaft. Gehen Sie auf einen Dorffriedhof, schauen Sie sich die Gräber aus den
Weltkriegen an, und Sie wissen, was ich meine. Diese Botschaft ist nicht mehr selbstverständlich, und
die Jungen kennen sie nicht  mehr. Europa darf sich nicht  nur  wirtschaftlich begründen. Europa war
früher ein Herzthema: ‚Nie wieder Krieg.‘ Heute ist es ein Kopfthema, oder es ist heruntergerutscht zum
Portemonnaie: Was nützt mir das? Was habe ich davon? Das ist tödlich.“2 

Doch diese Warnungen schienen nicht zu verfangen: Dass es bei der europäischen Eini-
gung um mehr geht als um Handelsvorteile, schien in Vergessenheit geraten. Gerade die
junge Generation, die in einem vereinten und freien Europa aufgewachsen ist, schien sich
immer weniger für Europapolitik zu interessieren.3 Forderungen nach einer Rückverlage-
rung von Kompetenzen von der europäischen Ebene auf die der Nationalstaaten fanden in
vielen Ländern der Gemeinschaft großen Zuspruch bei der Bevölkerung,4 und wenn man
in Deutschland die Frage stellte, ob die Entwicklung zu einem vereinten Europa schneller

1 Emmanuel Macron: Ein Ideal aus Ruinen, in: Der Spiegel, 21.6.2017, S. 15.
2 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Die Kernbotschaft Europas finden Sie auf jedem Dorffriedhof, 9.6.2006,

S.4.
3 Vgl. Thomas Petersen: Die öffentliche Meinung, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Jahr-

buch der Europäischen Integration 2008, Baden-Baden 2009, S. 319-324, hier S. 319-321.
4 Vgl. Thomas Petersen: Die öffentliche Meinung, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Jahr-

buch der Europäischen Integration 2016, Baden-Baden 2016, S. 181-190, hier S. 184.
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oder langsamer vonstatten gehen sollte,  antwortete meist  eine klare Mehrheit,  es möge
doch bitte langsamer gehen.5

Das Bild der Europäischen Union

Doch es hat den Anschein, als könnte gerade die nun schon seit einigen Jahren andauernde
Krise der europäischen Einigung so etwas wie einen heilsamen Schock ausgelöst haben.
Das zeigte sich bereits in den Jahren 2010 und 2011: Just zu dem Zeitpunkt, an dem die
Staatsschuldenkrise unter dem irreführenden Titel „Euro-Krise“ die Schlagzeilen beherr-
schte, gewann die Gemeinschaftswährung erstmals die Zustimmung der Mehrheit in der
deutschen Bevölkerung.6 Es war, als würden den Bürgern die Vorteile des Euros erst dann
richtig bewusst, als er in Gefahr geriet. Heute, nach dem Entschluss Großbritanniens, die
Union zu verlassen, scheint sich dieser Effekt in größerem Maßstab zu wiederholen, nicht
nur in Deutschland, sondern auch in anderen EU-Ländern.7 Bereits im vergangenen Jahr,
unmittelbar nach dem Brexit-Beschluss, waren erste Anzeichen einer solchen Entwicklung
erkennbar.8 Ein Jahr später haben sich diese Tendenzen bestätigt.

Besonders deutlich wird diese Entwicklung an den Ergebnissen der „Global Attitudes“-
Umfragen  des  amerikanischen  Pew  Research  Centers,  das  regelmäßig  Repräsentativ-
befragungen in vielen Ländern der Welt durchführt, darunter in zehn europäische Ländern.
In diesen Ländern wird auch regelmäßig die Frage gestellt: „Haben Sie über die Europä-
ische Union eine sehr gute, eher gute, eher schlechte oder sehr schlechte Meinung?“ Von
2010 bis 2016 war der Anteil derjenigen, die auf diese Frage antworteten, sie hätten über
die Europäische Union eine sehr gute oder eher gute Meinung, in vielen Ländern deutlich
gesunken: In Frankreich von 64 auf 38 Prozent, in Spanien von 77 auf 47 Prozent, in
Deutschland von 62 auf 50 Prozent. Selbst im traditionell sehr europafreundlichen Polen
war ein – allerdings wesentlich geringerer – Rückgang von 81 auf 72 Prozent zu verzeich-
nen. Vom Frühjahr 2016 bis zum Frühjahr 2017 gab es nun aber eine überraschend deut-
liche Trendwende. Binnen dieses einen Jahres schnellte der Anteil derjenigen, die eine
gute Meinung über die Europäische Union äußerten, in Frankreich um 18 Prozentpunkte
auf 56 Prozent nach oben, in Spanien um 15 Prozentpunkte auf 62 Prozent, in Deutschland
um 18 Punkte auf 68 Prozent. Selbst in Großbritannien, wo im Frühjahr 2017 also kurz
vor der Brexit-Entscheidung, nur 44 Prozent eine positive Meinung über die Europäische
Union hatten, waren es ein Jahr später wieder 54 Prozent (Grafik 1).9 Damit überwogen
nun in neun von zehn Ländern, in denen die Umfrage durchgeführt wurde, die positiven
Urteile über die Gemeinschaft. Lediglich in Griechenland sagt eine klare Mehrheit von 65
zu 34 Prozent, sie habe von der Europäischen Union keine gute Meinung.

5 Ebenda, S. 190.
6 Vgl. Thomas Petersen: Die öffentliche Meinung, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Jahr-

buch der Europäischen Integration 2012, Baden-Baden 2012, S. 369-378, hier S. 372.
7 Siehe auch den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
8 Vgl. Petersen: Die öffentliche Meinung, 2016, S. 188-190.
9 Pew Research Center: Post-Brexit, Europeans More Favorable Toward EU, 15.6.2017, S. 29-30, abrufbar

unter:  http://www.pewglobal.org/2017/06/15/post-brexit-europeans-more-favorable-toward-eu/ (letzter
Zugriff: 28.7.2017).
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Grafik 1: Nach dem Brexit steigt das Ansehen der Europäischen Union

Frage: „Haben Sie über die Europäische Union eine sehr gute, eher gute, eher schlechte oder sehr 
schlechte Meinung?“
Antwort: „Sehr gute“ oder „Eher gute Meinung“

Quelle: Pew Research Center: Global Attitudes Survey, Spring 2017.

Man wird den abrupten Anstieg der positiven Urteile über die Europäische Union in nur
einem Jahr zu einem guten Teil als Folge aktueller politischer Ereignisse deuten müssen.
Neben der Brexit-Entscheidung dürften auch das Ergebnis der Präsidentschaftswahl in den
Vereinigten Staaten und die politische Entwicklung in Russland und der Türkei eine Rolle
gespielt haben. Wenn wichtige Nachbarländer sich in Diktaturen verwandeln und außen-
politisch immer aggressiver auftreten und gleichzeitig der Eindruck entsteht, man könne
sich auf den wichtigsten Bündnispartner nicht mehr verlassen, wird der Ärger über klein-
liche Vorschriften für den Lebensmittelhandel nachrangig.

Es besteht darüber hinaus aber zumindest die Chance, dass unabhängig von solchen
tagespolitischen Faktoren das Bild der Europäischen Union in vielen Ländern auch lang-
fristig besser werden könnte. Der Grund dafür ist die Haltung der jungen Generation. Es
wurde oben bereits erwähnt, dass die junge Generation im vergangenen Jahrzehnt zumin-
dest in Deutschland nur wenig Interesse an der Europapolitik zeigte. Doch Desinteresse ist
nicht gleichbedeutend mit Ablehnung. Es ist mit gutem Grund darauf hingewiesen worden,
dass das geringe politische Engagement der Jüngeren ein wesentlicher Grund dafür war,
dass das Referendum in Großbritannien mit einem Sieg der EU-Gegner endete. Während
sich 81 Prozent der 55- bis 64-Jährigen und 83 Prozent der 65-Jährigen und Älteren an der
Abstimmung beteiligten, waren es bei den Unter-25-Jährigen lediglich 36 Prozent.10 Wäre
es der „Remain“-Kampagne gelungen, diese Altersgruppe stärker zu mobilisieren, wäre
das Ergebnis höchstwahrscheinlich anders ausgefallen, denn die junge Generation ist deut-
lich europafreundlicher als die ältere.

10 Vgl. Roland Sturm: Uneiniges Königreich? Großbritannien nach dem Brexit-Votum, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte 66, Bd. 49-50, 2016, S. 17-23, hier S. 22.
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Diese Generationskluft ist nicht nur in Großbritannien zu beobachten, wenn sie auch
hier besonders groß ist, sondern auch in vielen anderen europäischen Ländern, wie der
„Global Attitudes Survey“ deutlich zeigt. Auf die bereits erwähnte Frage, ob man eine sehr
gute, eher gute, eher schlechte oder sehr schlechte Meinung über die Europäische Union
habe, antworteten 76 Prozent der Unter-30-Jährigen in Großbritannien, sie hätten eine sehr
gute oder gute Meinung über die Gemeinschaft. Von den 50-Jährigen und älteren Befrag-
ten gaben nur 42 Prozent diese Antwort. In Deutschland äußern sich die Jüngeren zu 75,
die Älteren zu 65 Prozent positiv über die Union, in Frankreich beträgt das Verhältnis 73
zu 51 Prozent, in Italien 67 zu 52 Prozent, in den Niederlanden 77 zu 54 Prozent.11 In
allen zehn Ländern, in denen das Pew Research Center Umfragen durchführen ließ, zeigte
sich die  junge Generation  deutlich  europafreundlicher  als  die  ältere  (Grafik  2).  Da in
grundlegenden Einstellungs-  und Wertefragen  in  aller  Regel  die  junge  Generation  die
Richtung anzeigt, in die sich eine Gesellschaft als Ganzes bewegt,12 kann man den Sieg der
Brexit-Befürworter,  aber  auch  die  zwischenzeitlich  sehr  hohen Umfrageergebnisse  der
nationalistischen europakritischen Parteien in den Niederlanden und Frankreich als den
späten Triumph eines Zeitgeistes betrachten, der es auf lange Sicht schwer haben wird,
sich durchzusetzen. Die Zeit arbeitet in dieser Hinsicht für die Europäische Union.

Grafik 2: Vor allem die ältere Generation ist skeptisch gegenüber der Union

Frage: „Haben Sie über die Europäische Union eine sehr gute, eher gute, eher schlechte oder sehr 
schlechte Meinung?“
Antwort: „Sehr gute“ oder „Eher gute Meinung“

Quelle: Pew Research Center: Global Attitudes Survey, Spring 2017.

11 Pew Research Center: Post-Brexit, Europeans More Favourable Towards EU, 2017, S. 7.
12 Vgl. Thomas Petersen/Tilman Mayer: Der Wert der Freiheit. Deutschland vor einem neuen Wertewandel?

Freiburg 2005, S. 121-122.
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Es deutet vieles darauf hin, dass den Völkern Europas angesichts der Gefährdungen, denen
die  Union  ausgesetzt  ist,  der  Wert  der  europäischen  Integration  wieder  stärker  ins
Bewusstsein gerückt ist. Nur so ist zu erklären, dass trotz anhaltender Diskussionen um ihr
angebliches  Versagen  der  Zuspruch  zur  Gemeinschaft  wächst.  Das  gilt  zumindest  in
Deutschland auch für die nüchterne Kosten-Nutzen-Frage, die in den vergangenen Jahren
so sehr im Vordergrund der Diskussion gestanden hatte, was vermutlich zur Aushöhlung
der Akzeptanz der europäischen Einigung beigetragen hatte. Auf die Frage „Hat Deutsch-
land durch seine Mitgliedschaft in der Europäischen Union eigentlich mehr Vorteile oder
mehr  Nachteile,  oder  würden  Sie  sagen,  die  Vor-  und  Nachteile  gleichen  sich  aus?“
antwortete die Bevölkerung seit den frühen 90er Jahren meistens eher ratlos: Rund die
Hälfte der Befragten meinten, die Vor- und Nachteile würden sich wohl ausgleichen oder
wichen gleich  auf  die  Kategorie  „Weiß  nicht,  keine  Angabe“  aus  und dokumentierten
damit, dass sie tatsächlich keine ausgeprägte Meinung zu diesem Thema hatten. 

Daran hat sich bis heute auch nichts geändert. Doch sind die Antworten derjenigen, die
eine klare Aussage bei dieser Frage machen, sehr aufschlussreich. Meistens hielten sich
die Anteile derjenigen, die glaubten, Deutschland habe durch die EU-Mitgliedschaft mehr
Vorteile und derjenigen, die meinten, die Nachteile überwögen, ungefähr die Waage, oder
aber es überwog deutlich die Zahl derer, die mehr Nachteile vermuteten. Bei 22 Umfragen
in den Jahren 1991 bis 2013 waren diejenigen, die mehr Vorteile sahen, nur vier Mal in der
– relativen – Mehrheit. In dreien dieser Fälle war der Abstand so knapp, dass er innerhalb
der statistischen Fehlertoleranzen lag, der Unterschied also als Zufall und das Ergebnis
damit praktisch als Gleichstand gedeutet werden muss. Erst in den Jahren, in denen fort-
während und heftig über die Krise der Europäischen Union diskutiert wurde, änderten sich
die Zahlen, und zwar in die andere Richtung als man es angesichts des Tonfalls der öffent-
lichen Diskussion vermuten könnte: Heute überwiegt deutlich der Anteil derer, die sagen,
die EU-Mitgliedschaft bringe mehr Vor- als Nachteile (Grafik 3).

Grafik 3: Die Deutschen sehen in der EU-Mitgliedschaft zunehmend Vorteile

Frage: „Hat Deutschland durch seine Mitgliedschaft in der Europäischen Union eigentlich mehr 
Vorteile oder mehr Nachteile, oder würden Sie sagen, die Vor- und Nachteile gleichen sich aus?“

An 100 fehlende Prozent: „Gleicht sich aus“ oder „Weiß nicht, keine Angabe“
Quelle: Allensbacher Archiv: IfD-Umfragen, zuletzt Nr. 11068.
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Der Brexit

Angesichts des für die europäische Einigung wieder günstiger werdenden Meinungsklimas
ist es auch nicht überraschend, dass die Europäer mit großer Mehrheit die Entscheidung
der Briten,  die Union zu verlassen,  als  Fehler  betrachten.  Auf die vom Pew Research
Center gestellte Frage „Wird sich der Austritt aus der Europäischen Union als gut oder
schlecht für Großbritannien erweisen?“ antworteten die Befragten in neun von zehn euro-
päischen Ländern mehrheitlich, der Austritt  werde sich als schlecht erweisen. Die Aus-
nahme ist nicht etwa Großbritannien, sondern Griechenland. In Großbritannien hält eine
knappe relative Mehrheit von 48 zu 44 Prozent den Ausstieg für einen Fehler (Grafik 4).
Angesichts dieses Befundes ist es auch nur folgerichtig, dass die Befragten in allen neun
Ländern außer Großbritannien, in denen die Umfrage stattfand, einen EU-Austritt ihres
Landes mit großen Mehrheiten ablehnten: In Deutschland sprachen sich 88 Prozent für
den Verbleib in der Union aus, in den Niederlanden 80 Prozent, in Frankreich 78 Prozent.
Selbst in Griechenland, wo, wie gesehen, die Bevölkerung noch am skeptischsten auf die
Union blickt, sagten 58 zu 36 Prozent, trotz allem sollte ihr Land Mitglied der Europä-
ischen Union bleiben.13

Grafik 4: Die meisten Europäer glauben, dass der Brexit für Großbritannien schädlich ist

Frage: „Wird sich der Austritt aus der Europäischen Union als gut oder schlecht für Großbritannien 
erweisen?“

Quelle: Pew Research Center: Global Attitudes Survey, Spring 2017.

Bei dieser wie auch bei vielen anderen Umfragen zeigt sich, wie sehr die britische Bevöl-
kerung in ihrer Haltung gegenüber der Europäischen Union gespalten ist. Wie auch schon
vor dem Referendum vom 23. Juni 2016 stehen sich auch im Jahr danach unverändert zwei
nahezu  gleich  große  Meinungslager  gegenüber,  sodass  man  annehmen  kann,  dass  ein
erneutes Referendum – gleiche Wahlbeteiligung bei den verschiedenen Bevölkerungsgrup-
pen vorausgesetzt – nicht zu einem wesentlich anderen Ergebnis führen würde. Im Februar
2017 stellte das britische Umfrageinstitut Ipsos MORI in einer Bevölkerungsumfrage die

13 Pew Research Center: Post-Brexit, Europeans More Favourable Toward EU, 2017, S. 13.
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Frage: „Wenn es ein zweites Referendum über die Mitgliedschaft Großbritanniens in der
Europäischen Union geben würde, würden Sie dann genau so entscheiden wie beim ersten
Referendum, oder würden Sie dann anders entscheiden?“ Lediglich 4 Prozent derjenigen,
die  im Juni  2016  dafür  gestimmt  hatten,  die  Europäische  Union  zu  verlassen,  sagten
daraufhin, sie würden bei einem zweiten Referendum für den Verbleib stimmen. Der Anteil
derjenigen aus dem Remain-Lager, die meinten sie würden ins Leave-Lager wechseln, lag
ebenfalls bei 4 Prozent.14 Auch bei der heiklen Frage, wie künftig mit den EU-Ausländern
in Großbritannien umgegangen werden sollte, zeigt sich der Riss mitten durch die Gesell-
schaft. Ipsos MORI stellte die Befragten vor zwei Alternativen. Die eine lautete: „Alle
EU-Bürger sollten weiterhin das Recht haben, nach Großbritannien zu ziehen und dort zu
arbeiten, wenn Großbritannien dafür im Binnenmarkt bleiben kann.“ Die Gegenposition
lautete: „EU-Bürger sollten nicht das Recht haben, nach Großbritannien zu ziehen, auch,
wenn Großbritannien dann den Zugang zum Binnenmarkt verliert.“ 40 Prozent der Befrag-
ten entschieden sich für die erste, 41 Prozent für die zweite Position.15

Dabei sind sich viele Briten durchaus der Tatsache bewusst, dass die Volkswirtschaft
des Landes eng mit der Europäischen Union verflochten ist und damit der Ausstieg des
Landes  aus  der  Union  erhebliche  ökonomische  Risiken  mit  sich  bringt.  So  hängen
beispielsweise nur wenige Bürger der Illusion an, die Vereinigten Staaten oder gar die
Länder des Commonwealth könnten die Wirtschaftsbeziehungen zur Europäischen Union
ersetzen. So stellt Ipsos MORI seit dem Jahr 1969 regelmäßig die Frage: „Welche Region
ist für Großbritannien am wichtigsten, Europa, der Commonwealth oder Amerika?“ Im
Februar 2017 antworteten daraufhin 47 Prozent, Europa sei für Großbritannien am wich-
tigsten, 29 Prozent nannten Amerika, 19 Prozent die Länder des Commonwealth. Diese
Antworten  unterscheiden  sich  nicht  grundsätzlich  von  denen  aus  den  Jahren  vor  der
Brexit-Entscheidung (Grafik 5). Auf die Frage, mit welchen Staats- und Regierungschefs
die  Premierministerin  am  engsten  zusammenarbeiten  sollte,  nannten  die  Befragten  in
Großbritannien an erster Stelle die deutsche Bundeskanzlerin, noch vor dem amerikani-
schen Präsidenten, gefolgt vom Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker.16

Die Vielfalt der nationalen Perspektiven

Es ist in den letzten Jahren in der öffentlichen Diskussion über die europäische Einigung
viel über die mangelnde Handlungsfähigkeit der Union geklagt worden, beispielsweise in
der Migrations- oder Außenpolitik. Dabei scheint die Tatsache ein wenig aus dem Blick-
feld geraten zu sein, dass es ein äußerst schwieriges Unterfangen ist, 28 (oder 27) ver-
schiedene  Länder  mit  unterschiedlicher  Geschichte,  Kulturtradition  und  Religion,  mit
verschiedenen  weltpolitischen  Perspektiven  und  Ambitionen  und  verschiedenen  innen-
politischen  Problemen  und  Mentalitäten  dazu  zu  bringen,  gemeinsame  Beschlüsse  zu
fassen. Wie sehr sich die Perspektiven selbst der Völker in der Mitte Europas voneinander
unterscheiden, zeigen die Ergebnisse zweier vergleichender Untersuchungen des Instituts
für Demoskopie Allensbach über den Blick der Deutschen und der Tschechen beziehungs-
weise der Deutschen und der Franzosen auf die Europäische Einigung. 

14 Ipsos MORI: House of Lords Research Topline, 21.2.17, S. 1, abrufbar unter:  https://www.ipsos.com/ip
sos-mori/en-uk/latest-public-attitudes-brexit (letzter Zugriff: 31.7.2017).

15 Ebenda, S. 3.
16 Ipsos MORI: February 2017 Political Monitor Topline Results, S. 5, abrufbar unter:  https://www.ipsos.

com/ipsos-mori/en-uk/europe-still-seen-most-important-relationship-britain (letzter Zugriff: 31.7.2017).
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Grafik 5: Welche Weltregion ist am wichtigsten für Großbritannien?

Frage: „Welche Region ist für Großbritannien am wichtigsten, Europa, der Commonwealth oder 
Amerika?“

Quelle: Ipsos MORI Political Monitor, 17.2.2017.

So sind sich Deutsche und Tschechen uneins über die Bewertung der Europäischen Union.
Während die Deutschen trotz aller Krisen der letzten Jahre alles in allem sehr europa-
freundlich geblieben sind, hat  sich in der tschechischen Bevölkerung deutliche Skepsis
breit gemacht. Auf die Frage „Halten Sie die Mitgliedschaft der Tschechischen Republik
der EU für eine gute oder eine schlechte Sache?“ antworteten 2016 nur 48 Prozent der
Tschechen,  sie hielten die EU-Mitgliedschaft  für  eine gute oder wenigstens eine „eher
gute“ Sache, 37 Prozent meinten dagegen, die Mitgliedschaft des Landes sei eine eher
schlechte Sache, 15 Prozent hielten sie sogar für sehr schlecht.17 Im Jahr 2006 hatten noch
72  Prozent  der  Tschechen  die  EU-Mitgliedschaft  als  eine  gute  oder  eher  gute  Sache
bezeichnet.18 Zumindest  zum Teil  wird man die skeptische Haltung auf ein Gefühl der
Machtlosigkeit zurückführen können. Darauf deuten die Antworten auf die folgende, in
Deutschland und der Tschechischen Republik parallel gestellte Frage hin: „In der Europä-
ischen Union müssen ja immer Kompromisse zwischen den Interessen der verschiedenen
Länder gefunden werden. Haben Sie den Eindruck, dass Deutschland/Tschechien da seine
Interessen ausreichend durchsetzen kann, oder kann Deutschland/Tschechien seine Interes-
sen nicht ausreichend durchsetzen?“ Dass das eigene Land seine Interessen ausreichend
durchsetzen kann, meinten 40 Prozent der Deutschen und nur 27 Prozent der Tschechen.
36 Prozent in Deutschland, aber 63 Prozent, also fast zwei Drittel der Befragten in der
Tschechischen Republik sagten dagegen,  das eigene Land könne seine Interessen nicht
ausreichend durchsetzen. Noch unterschiedlicher fielen die Antworten auf die Frage aus:
„Wie groß ist der Einfluss von Deutschland/Tschechien in der EU?“ 90 Prozent der Deut-
schen, aber nur 8 Prozent der Tschechen waren der Ansicht, der Einfluss ihres Landes in

17 Siehe auch im Folgenden Institut für Demoskopie Allensbach: STEM Trends Februar 2016.
18 Institut für Demoskopie Allensbach: STEM Trends Mai 2006.

204 Jahrbuch der Europäischen Integration 2017

1969 1984 1993 2003 2017

0

10

20

30

40

50

60

21

39

57

42

47

34

25

18 16
19

34

26

15

34

29

Europa Der Commonw ealth Amerika

Jahr

P
ro
ze
n
t



Die öffentliche Meinung

der Union sei „sehr groß“ oder „eher groß“. Da ist es nur folgerichtig, dass sich die Tsche-
chen gegenüber gemeinsamen europäischen Regelungen skeptischer zeigen als die Deut-
schen. So meinten Ende 2016 75 Prozent der Deutschen, aber nur 55 Prozent der Tsche-
chen,  die  Außen-  und  Sicherheitspolitik  sollte  europäisch  geregelt  werden.  Bei  der
Migrationspolitik betrug das Verhältnis 71 zu 44 Prozent, bei der Frage wie viel Schulden
ein EU-Mitgliedsland machen darf, 67 zu 49 Prozent.19 Man erkennt, dass es gute Gründe
dafür gab, dass frühere Bundesregierungen sich bemühten, bei europäischen Beschlüssen
die kleineren Mitgliedsländer zu berücksichtigen und sich, wenn nötig, zu ihrem Anwalt zu
machen. Die Angst, von den großen EU-Ländern zur Seite geschoben zu werden, führt an-
scheinend zu dem Bedürfnis, die eigene Souveränität um so entschlossener zu verteidigen.

Noch auffälliger sind die atmosphärischen Kontraste zwischen Deutschland und Frank-
reich.  Zwar  sind  sich  Deutsche  und  Franzosen  grundsätzlich  einig  darüber,  dass  die
Mitgliedschaft  ihrer  Länder  die  Zukunftsaussichten  der  jungen  Generation  verbessert,
doch in ihrer Haltung zu ökonomischen Grundfragen unterscheiden sich die beiden Völker
erheblich voneinander. Das ist zum Teil sicherlich eine Folge der sehr unterschiedlichen
Wirtschaftslage in beiden Ländern. Auf die Frage „Wie beurteilen Sie die wirtschaftliche
Lage?“ antworteten im Februar/März 2017 86 Prozent der Deutschen, aber nur 22 Prozent
der Franzosen, ihrer Ansicht nach sei die Wirtschaftslage sehr gut oder gut. 8 Prozent der
Deutschen und 75 Prozent der Franzosen bezeichneten sie als schlecht oder sehr schlecht.
Vor  diesem Hintergrund ist  es  verständlich,  dass  der  Blick  auf die  weltweiten  ökono-
mischen  Verhältnisse  sehr  unterschiedlich  ausfällt.  Eine  Frage  aus  der  vergleichenden
deutsch-französischen  Befragung  lautete:  „Was  würden  Sie  sagen:  Profitiert  die
deutsche/französische Wirtschaft alles in allem von der Globalisierung oder schadet die
Globalisierung  der  deutschen/französischen  Wirtschaft?“  57  Prozent  der  Deutschen
antworteten auf diese Frage, die Globalisierung nütze der deutschen Wirtschaft, nur 13
Prozent widersprachen. In Frankreich waren dagegen 55 zu 30 Prozent davon überzeugt,
dass die Globalisierung der Wirtschaft ihres Landes schade. Folgerichtig sprachen sich
auch 56 Prozent der Franzosen und nur 31 Prozent der  Deutschen für hohe Zölle  auf
Waren  aus,  die  aus  Nicht-EU-Ländern  eingeführt  werden.20 Diese  wenigen  Beispiele
zeigen, wie groß die Herausforderung ist, eine gemeinsame europäische Wirtschaftspolitik
zu organisieren, die den Sorgen und Empfindlichkeiten in den Mitgliedsländern gerecht
werden soll.

Umso bemerkenswerter ist es, dass die europäische Einigung nach Jahren des Desinter-
esses gerade im Licht der aktuellen Krisen wieder an Attraktivität zu gewinnen scheint.
Auf die vom Allensbacher Institut gestellte Frage „Wenn jemand sagt: ‚Europa ist unsere
Zukunft.’ Würden Sie sagen, das stimmt oder ist das Ihrer Meinung nach nicht richtig?“
antworteten im April 2017 61 Prozent der befragten Deutschen: „Ja, das stimmt.“ Das war
der höchste Wert seit mehr als einem Jahrzehnt (Grafik 6).

19 Allensbacher Archiv: IfD-Umfrage Nr. 11064.
20 Allensbacher Archiv: IfD-Umfrage Nr. 7258.
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Grafik 6: Zukunft Europa

Frage: „Wenn jemand sagt: ‚Europa ist unsere Zukunft.’ Würden Sie sagen, das stimmt, oder ist das 
Ihrer Meinung nach nicht richtig?“

Quelle:  Allensbacher  Archiv,  IfD-Umfragen  Nr.  6047,  7070,  10053,  10066,  10094,  11010,  11024,  11049,
11056, 11070.
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